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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Verteidigungsausschusses (12. Ausschuß) 


zu dem Antrag des Abgeordneten Dr. Mechtersheimer und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/6243 — 


Verkürzung des Grundwehrdienstes und des Zivildienstes auf zwölf Monate 


A. Problem 

Nach der Auffassung der antragstellenden Fraktion ist es dringend 
erforderlich, daß in einer Zeit, in der die maßgebhchen Abrü- 
stungsimpulse und Truppenreduzierungen von den Mitgliedslän- 
dern des Warschauer Paktes ausgingen, nun auch die Bundesre- 
pubhk Deutschland ihren Beitrag zu einer substantiellen Abrü- 
stung leistet. Der Deutsche Bundestag wird deshalb aufgefordert 
zu beschließen, daß die Bundesregierung einen Gesetzentwurf 
vorlegt mit dem Ziel, den Grundwehrdienst und den Zivüdienst auf 
eine Dauer von zwölf Monaten zu begrenzen. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP bei Zustimmung der Fraktion DIE GRÜNEN zu dem 
Antrag und bei Enthaltung der Fraktion der SPD. 


C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Wegen der Ablehnung des Antrags entstehen keine zusätzlichen 
Kosten. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 11/6243 — abzulehnen. 

Bonn, den 14. Februar 1990 

Der Verteidigungsausschuß 

Ronneburger Gerster (Worms) Hauser (Esslingen) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Gerster (Worms) und Hauser (Esslingen) 


1. Allgemeines 

Der Antrag — Drucksache 1 1/6243 — wurde in der 
188. Sitzung des Deutschen Bundestages am 18. Ja- 
nuar 1990 dem Verteidigungsausschuß überwiesen, 
der ihn in seiner 95. Sitzung am 14. Februar 1990 be- 
raten hat. 


IL Inhalt der Vorlage 

In einer Zeit, in der die maßgeblichen Abrüstungsim- 
pulse und einseitigen Truppenreduzierungen von den 
Mitgliedsländern des Warschauer Paktes ausgingen, 
sei es dringend erforderlich, daß auch die Bundesre- 
publik Deutschland ihren Beitrag zu einer substantiel- 
len Abrüstung leistet. Eine Verkürzung des Grund- 
wehrdienstes auf zwölf Monate entspreche diesen 
notwendigen Reduzierungen des Streitkräfteumfan- 
ges. Dabei sei die zeitliche Begrenzung nur als eine 
Übergangsregelung für eine spätere, noch weiter rei- 
chende Reduzierung anzusehen. 


IIL Ausschußempfehlung 

Die Fraktion der CDU/CSU brachte zum Ausdruck, 
daß man den Vorstellungen der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN noch nicht Rechnung tragen könne, weil die 
Ergebnisse der Wiener Abrüstimgsverhandlungen 
bisher nicht vorliegen. Man wolle aber bereits jetzt ein 
klares und deutliches Signal in der Richtung geben, 
daß für die Fraktion der CDU/CSU eine Verkürzung 


der bisherigen Grundwehrdienstdauer denkbar sei. 
Dies bedeute, daß W 12 zwar noch nicht heute, aber 
eventuell in absehbarer Zeit möghch sei. 

Auch die Fraktion der FDP erklärte, daß sie zum ge- 
genwärtigen Zeitpunkt den Antrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN ablehnen müsse. Zunächst seien Vor- 
schläge für die künftige Struktur der Bundeswehr zu 
erarbeiten und in die Bündnisberatungen einzubrin- 
gen. 

Die Fraktion der SPD wies darauf hin, sie habe die 
Verkürzung des Grundwehrdienstes auf zwölf Mo- 
nate schon immer als längerfristig zu erreichendes 
Ziel angesehen. Nunmehr wolle sie die Verkürzung 
aber auch als kurzfristiges Ziel verfolgen. Deshalb 
werde sie dazu in Kürze eigene Anträge vorlegen. 
Hinsichtlich des Antrages wolle man nicht mit einer 
Fraktion Zusammengehen, die prihzipiell zur Frage 
des Wehrdienstes eine imklare Haltung einnehme. 
Aus den dar gelegten Gründen stimme man dem An- 
trag nicht zu, lehne ihn aber auch nicht ab. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN erklärte, der Antrag kor- 
respondiere mit dem, was in der DDR bereits be- 
schlossen worden sei, und auch mit Vorstellungen in 
der Regierungskoalition. Die Frage, ob der Zivildienst 
länger dauern müsse, sollte grundsätzlich neu disku- 
tiert werden. 

Der Verteidigungsausschuß lehnte den Antrag mit 
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
bei Zustimmung der Fraktion DIE GRÜNEN und bei 
Enthaltung der Fraktion der SPD ab. 


Bonn, den 30. Mai 1990 


Gerster (Worms) Hauser (Esslingen) 

Berichterstatter 
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